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Umrüstung:ÄmtermachenErnst
Abgasskandal Die Stiftung für Konsumentenschutz rätHaltern vonAutos, die vomVW-Abgasskandal betroffen sind,mit dem
Software-Update zuzuwarten.Wer dasmacht, riskiert allerdings denVerlust der Zulassung, wie ein Beispiel aus Luzern zeigt.
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Es stank zum Himmel, was VW im
Herbst 2015 zugeben musste: Weltweit
warbei rund11MillionenDieselfahrzeu-
gen eine Manipulationssoftware einge-
baut. Durch diese wurde der Stickstoff-
oxidausstoss im Testbetrieb niedriger
angegebenals imNormalbetriebaufder
Strasse. In der Schweiz waren rund
180000KundenvomAbgasskandal be-
troffen. Der Vorfall hatte zwei haupt-
sächliche Folgen: Der VW-Konzern ist
bisheutemitMilliardenkostenundzahl-
reichenKlagenkonfrontiert.Unddiebe-
troffenenKundenmüssen ihrAuto indie
Garage fahren, um dort kostenlos ein
Software-Updatemachenzu lassen.Wie
die VW-Generalimporteurin Amag auf
Anfrageerklärt, sindbereits über97Pro-
zent aller VW-Marken umgerüstet, bei
VW selbst 99,7 Prozent.

Derweil hat sichdieStiftung fürKon-
sumentenschutz (SKS) eingeschaltet.
Einerseitsmit einerKlagegegenVWund
Amag,der sich rund6000Autobesitzer
anschlossen.Andererseitsmit derEmp-
fehlung an betroffene Autofahrer, mit
demSoftware-Update zuzuwarten.«Wir
haben zahlreiche Meldungen erhalten,
wonach die Fahrzeuge nach demUpda-
te zu stottern begannen, weniger Leis-
tung abrufen konnten odermehr Treib-
stoff verbrauchten als vorher», begrün-
det SKS-Sprecher Alex von Hettlingen.
Den Nachweis zu erbringen, dass diese
Mängel mit dem Software-Update in
Verbindung stehen, sei im Einzelfall
schwierig bis unmöglich. Allerdings sei
die Zahl der Meldungen so gross, dass
ein Zusammenhang bestehen müsse.
«SoeinSoftware-Update ist nicht unbe-
deutendundkannunberechenbareAus-
wirkungen auf dieMotorfunktionenha-
ben.» Das sei vergleichbar mit einem
UpdatedesBetriebssystemsaufdemhei-
mischenComputer.

«Ansonsten lassenwir
Kontrollschildereinziehen»

Auf die SKS-Empfehlung beruft sich
auchdieLuzernerinBeateVaerst. «Wür-
den sich die Abgaswerte durch ein Up-
date reduzieren lassen,würde ichdieses
sofortmachen lassen.DerVW-Konzern
hat zwar zur Behebung des Abgasprob-
lemseinSoftware-Updateentwickelt, je-
doch niemals konkrete Daten zu einer
schadstoffreduzierenden Wirkung des
Updates veröffentlicht», sagtVaerst. Sie
ging nicht auf die Aufforderungen der
Amag ein, ihren VW Golf einem Soft-
ware-Update zu unterziehen.

Anfang Februar erhielt sie einen
Brief vom Luzerner Strassenverkehrs-
amt. Es fordert Vaerst auf, ihr Fahrzeug
umgehend bei einem VW-Vertreter
überprüfen zu lassen. Die Massnahme
sei obligatorisch. «Ansonsten sind wir
gezwungen, Ihre Kontrollschilder poli-
zeilicheinziehenzu lassen»,heisst es im
Schreiben, dasunsererZeitungvorliegt.
Wenige Tage später folgte eine Rech-
nung in derHöhe von 50 Franken.

Spätestens, wennwegen des Abgas-
skandals das Strassenverkehrsamtaktiv
wird, solltedasUpdategemachtwerden.
Dies macht Peter Kiser, der Leiter des
Strassenverkehrsamts, deutlich. «Wir
werden erst eingeschaltet, wenn der
Kunde nach zwei bis drei Aufforderun-
gen des Importeurs noch nicht reagiert
hat.» Das Bundesamt für Strassen (As-
tra) habe die Strassenverkehrsämter als
Vollzugsstellen definiert. «Wir haben

hier keinen Spielraum», sagt Kiser. Er
lässt aber durchblicken, dass er die Be-
denkeneinzelnerAbgasskandal-Betrof-
fener durchaus nachvollziehen kann.

Zwarhalte sichdieZahl von 119Auf-
forderungenzur Instandstellung imJahr
2018 fürdasLuzerner Strassenverkehrs-
amtnoch inGrenzen.«Trotzdembedeu-
tenRückrufe allgemeinundderVW-Ab-
gasskandal im Speziellen einen erhebli-
chenMehraufwand füruns», sagtKiser.

AuchBundschliesst
Problemenichtaus

EinenSpielraumgibt es auchbeimAstra
nicht. «Betroffene Fahrzeuge müssen
umgerüstetwerden, sonstdrohtderEnt-
zug der Zulassung», bekräftigt Astra-
Mediensprecher Guido Bielmann. Die
Gefahr für die Umwelt sei höher zu ge-
wichtenals allfälligeProblemebeimUp-
date. Dass es diese geben könne,
schliesst auch Bielmann nicht aus. «In
denallermeistenFällenverläuft dasUp-
date fehlerlos. Sollte es doch anders
kommen, müssen die Halter nochmals
zurGarage.» Auch die Rücksprachemit
dem zuständigen Strassenverkehrsamt
sei eineMöglichkeit.

Was sagtdieStiftung fürKonsumen-
tenschutz zur Tatsache, dass Bund und
KantonbezüglichAufforderungaufsGas-

pedaldrücken?«IndiesenFällenwürden
wir denHalternnicht empfehlen,weiter
zuzuwarten», sagtMediensprecherAlex
von Hettlingen. Das ändere aber nichts
daran,dassdie SKSnachwievor vonder
Gefahr durch das Update überzeugt sei.
«Wirhaben letzteWochedasAstragebe-
ten,dieStrassenverkehrsämteranzuwei-
sen, auf denZulassungsentzugbei Fahr-
zeughaltern,diedemUpdatemisstrauen,
zu verzichten. Es ist stossend, wenn die
vondenbetrügerischenManipulationen
Betroffenen nicht nur um eine Entschä-
digung kämpfen müssen, sondern zu-
sätzlichmitdemEntzugderVerkehrszu-
lassung abgestraft werden.» Die Luzer-
nerinBeateVaersthat inzwischensowohl
gegen die erzwungene Umrüstung wie
auch gegen die Rechnung Beschwerde
eingelegt.Bishergibtes lautSKSerst eine
Handvoll Meldungen von betroffenen
Haltern, diePost vomStrassenverkehrs-
amt erhalten haben; und zwar aus den
Kantonen Solothurn undLuzern.

DerTCSempfiehlt betroffenenHal-
tern, das Update machen zu lassen. Ein
angefragter, unabhängiger Verkehrsex-
perte, der anonym bleiben möchte, er-
klärt allerdings:«IchkanndieSkepsis ei-
nigerHalterdurchausverstehen.Bis jetzt
wurdeüberdasUpdatenicht transparent
informiert.»

Die Stiftung für Konsumentenschutz rät davon ab: Software-Update bei Fahrzeugen
des VW-Konzerns nach dem Abgasskandal. Symbolbild: Stefan Kaiser
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Wegen Software-Update: 400 Reklamationen bei der Amag

Die Schweizer VW-Generalimporteurin
Amag hält auf Anfrage zumöglichen Pro-
blemen beimSoftware-Update fest: «Wir
sprechen von über 1000 verschiedenen
Softwareständen, die neu entwickelt wer-
den mussten. Bei einigen wenigen gab
es seitensHersteller eine zweite Version,
für welche die Fahrzeuge zum Teil ein
zweites Mal in die Werkstatt geladen
wurden», so Sprecher Dino Graf. Beim
Importeur seien rund 400 Kundenbean-
standungen vermerkt. Das entspricht 0,2
Prozent aller betroffenen Fahrzeuge.

Mittlerweile seien über 97 Prozent al-
ler Autos umgerüstet. «Bisherige Rück-
meldungen zeigen, dass die Updates

grundsätzlich reibungslos verlaufen und
die Kunden, die die Massnahme bereits
durchgeführt haben,mit der technischen
Lösung zufrieden sind und keine nach-
gelagerten Beanstandungen haben», so
DinoGraf. Kein Verständnis hat die Amag
für die Empfehlungder Stiftung für Konsu-
mentenschutz. Die zuständigen Behör-
den hätten bestätigt, dass es nach dem
Update zu keinenVerschlechterungenbei
den CO2-Emissionswerten, Verbrauch,
Leistung und Geräuschemissionen ver-
bunden seien. Dass die Autos an Wert
verlieren, sei nicht richtig, da sie jederzeit
gefahrenwerden konnten «und fahrtüch-
tig und sicher waren», so Graf. (avd)


